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Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 2c. ꝛc. 
Entbieten Unſeren zum Provinzial⸗Landtage des Königreichs Preußen verſammelt ges 
weſenen getreuen Ständen Unſeren gnädigen Gruß. Den erneuten Ausdruck treuer Er⸗ 
gebenheit gegen Uns und Unſer Königliches Haus, in welcher Unſere Provinz Preußen 
ſich zu allen Zeiten bewährt hat, haben Wir mit Wohlgefallen empfangen. Bei der 
beſonderen Wichtigkeit des diesjährigen Landtages, des erſten, der Berathung der Ange⸗ 
legenheiten des Landes gewidmeten, den Wir nach Unſerer Thronbeſteigung zuſammen⸗ 
beriefen, hat die Weiſe, wie Unſere getreuen Stände ihre Aufgabe gelöſt, der ernſte Sinn 
und die erfolgreiche Thätigkeit, mit welcher ſie ſich den ihnen obliegenden Arbeiten un⸗ 
terzogen, Unſere volle und wärmſte Anerkennung gefunden. Die Erwartungen, die Wir 
in unſerem Eröffnungsdekrete ausſprachen, ſind erfüllt worden, und mit Genugthuung 
haben wir das Verſtändniß, das innige Mitwirken, das vertrauensvolle Eingehen in 
Unſere Abſichten erkannt, welches Unſere getreuen Stände Unſerer landes väterlichen Liebe 
und Fürſorge überall entgegengebracht haben. Wir verſichern ſie dagegen, daß ſie auf 
die Unveränderlichkeit dieſer Liebe und Fürſorge mit Zuverſicht rechnen können. 

Auf die einzelnen, von Unſeren getreuen Ständen abgegebenen Erklärungen erthei⸗ 
len Wir denſelben folgenden Beſcheid. 


IJ. Propoſitionen. 


1. Zu A. Dem Antrage, Unſere Propoſitionen in Zukunft allen Mitgliedern des ieee 
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Landtages vor ihrer Einberufung zufertigen zu laſſen, wollen Wir infoweit entſprechen, hours, per danos 
als dies nach der Beſchaffenheit der einzelnen Gegenſtände zweckmäßig erſcheint. Da: gen. 
neben bleibt in geeigneten Fällen die Einberufung vorbereitender Ausſchüſſe vorbehalten. 
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Inwiefern Unſere getreuen Stände von der Erlaubniß Gebrauch machen wollen, 
die Erledigung der auf dem Landtage nicht völlig beendigten Sachen einem beſonderen 
Ausſchuſſe zu übertragen, bleibt dem Beſchluſſe des jedesmal verſammelten Landtages 
überlaſſen. Jedenfalls können dem Ausſchuſſe nur ſolche Angelegenheiten überwieſen 
werden, die in ihren Grundzügen vom Landtage bereits berathen ſind. Dem Ausſchuſſe 
fällt daher nur die ſpezielle Bearbeitung, unter Feſthaltung jener Grundzüge, anheim. 

Zu B. In Bezug auf die Veröffentlichung der Landtags-Verhandlungen ver: 
trauen Wir zu unſeren getreuen Ständen, daß ſie ſich bei den von Uns getroffenen An⸗ 
ordnungen beruhigen werden. 

Zu C. Aus der Erklärung Unſerer getreuen Stände haben Wir gern erſehen, 
daß fie Unſere landes väterliche Abſicht, zur Förderung und Belebung der ſtändiſchen 
Wirkſamkeit, die Landſtände aller Provinzen der Monarchie in Zukunft von zwei zu 
zwei Jahren zuſammenzuberufen, dankbar anerkannt haben. 

Zu D. In Bezug auf die Einrichtung des außer den Landtagen zu berufenden 
ſtändiſchen Ausſchuſſes behält es bei Unſerem gnädigſten Beſcheid vom 6. April d. J. 
fein Bewenden, und werden die Beſtimmungen deſſelben bei der feiner Zeit zu erlaſſen⸗ 
den Verordnung zum Grunde gelegt werden. Wenn jedoch Unſere getreuen Stände eine 
Abänderung des Verhältniſſes für wünſchenswerth erachten, in welchem die zwölf Mit⸗ 
glieder des Ausſchuſſes auf die drei Stände vertheilt ſind, ſo ſehen Wir darüber den 
motivirten Anträgen des nächſten Provingial-Landtages entgegen. 

Den Uns unterm 10. April d. J. angezeigten Wahlen ertheilen Wir hierdurch 
Unſere Beſtätigung. 

Die Erklärungen Unſerer getreuen Stände über die ihnen vorgelegten Entwürfe: 

2. des Reglements für die Wahlen der Landtags-Abgeordneten und deren Stell⸗ 
vertreter; 


3. einer allgemeinen Forſt⸗ und Jagd⸗Polizei⸗Ordnung; 

4. einer tranſitoriſchen Verordnung wegen Ausübung der Waldſtreu⸗Berechtigung; 

5. eines Geſetzes wegen Beſtrafung des Diebſtahls an Holz und anderen Wald: 
produkten; 

6. eines Geſetzes wegen der Jagd- Vergehen; 

7. eines Geſetzes wegen Abrechnung der für die Ablöſung von Dienſten, Abga⸗ 


ben, Grundgerechtigkeiten und anderen Laſten gezahlten Kapitalien bei Feſtſtellung des 
Laudemial⸗Werthes der verpflichteten Grundſtücke; 
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8. des Penſions⸗Reglements für die Beamten der höheren Lehr - Anftalten; men far, 1 
mten höherer 

Lehr - Anftalten. 


9. eines Geſetzes wegen Wieder: Einführung der Legitimations-Atteſte beim een 

: im 

Pferdeh andel; Pferdehandel. 
10. der Geſetze über die Strom: und Ufer-Polizet der öffentlichen Flüſſe und Strem- und Uf 


das Deichweſen; Fus sei erg lee. 

11. eines Geſetzes wegen Beſchränkung der Ablösbarkeit der Erbpacht⸗, Erb⸗ Grhpaht el 
zins⸗ und Zins⸗Gerechtſame; 

12. eines Geſetzes wegen Aufhebung der Vorſchrift des Preußiſchen Landrechts be echte 
von 1721 Buch IV. Tit. 5. Art. 9. $. 4. und 5., wonach der Beſitzer eines mit Scene 
Hypotheken belaſteten Grundſtücks für dieſelben nur ſubſidiariſch haftet; 

13. einer Verordnung wegen der provinzialrechtlichen Beſtimmungen über Ver: Berfäbrunge 
jährungsfriſten; 

14. eines Geſetzes über die theilweiſe Veräußerung von Grundſtücken und die Sheitweife Ber 
Anlegung neuer Anfiedelungen ; cru en amb 

werden bei der ferneren Berathung in Erwägung genommen werden. "ungen. 

15. Aus der Erklärung über den Geſetz-Entwurf wegen der bei Erbtheilungen an- Antefat- Kae. 
zuwendenden gemäßigten Taxen ländlicher Nahrungen haben Wir gern erſehen, daß Unſere 
getreuen Stände die Erhaltung eines kräftigen Bauerſtandes in ihrer Wichtigkeit aufge⸗ 
faßt und die Nothwendigkeit, dieſe Erhaltung durch angemeſſene geſetzliche Beſtimmungen 
zu ſichern, anerkannt haben. Auf die einzelnen Anträge, ſo wie auf die beſtehende 
Provinzial⸗Geſetzgebung, deren Beſtimmungen über die Erbtheilung ländlicher Nah: 
rungen dem Grundſatze nach, wie Unſere getreuen Stände hervorheben, mit dem 
Geſetz⸗Entwurfe übereinſtimmen, wird bei der ferneren Berathung in geeigneter Weiſe 
Rückſicht genommen werden. 

16. Das Schutzgeld in Weſtpreußen iſt ſeit der erſten Veranlagung eine Reale Zuge im 
und Perſonal-⸗Abgabe geweſen, wie ſchon daraus erhellt, daß daſſelbe für die kleineren, 
zur Contribution nicht herangezogenen Beſitzer und die auf fremdem Grunde angebauten 
Eigenkäthner, wegen ihres Land- und reſp. Hausbeſitzes, auf 20 Sgr., für die Hand⸗ 
werker und andern Einlieger dagegen auf 10 Sgr. feſtgeſtellt war und das letztere neben 
dem Schutzgelde von 20 Sgr. ſolchen Eigenkäthnern auferlegt wurde, welche zugleich 
ein Handwerk trieben. Hiernach haben Wir den in dem Landtags-Abſchiede vom 
3. Mai 1832 bereits abgelehnten Antrag auf Aufhebung des Real-Schutzgeldes auch 
jetzt zur Berückſichtigung nicht geeignet finden können, die wegen künftiger Veranlagung 
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dieſer Steuer entworfene Verordnung, bei dem Widerſpruch Unſerer getreuen Stände 
gegen die Hauptbeſtimmungen deſſelben, aber zurücklegen laſſen und die fernerweite Er⸗ 
hebung der Abgabe nach den bisher befolgten Grundſätzen angeordnet. 

17. Den Wünſchen Unſerer getreuen Stände wird dadurch entſprochen werden, 
daß der Miniſter des Innern autoriſirt worden iſt, ein mit den ſtändiſchen Anträgen“ 
im Weſentlichen übereinſtimmendes Reglement für die Einrichtung, Verwaltung und 
Verwendung des Meliorations-Fonds zu erlaſſen. 

18. Den Entwurf einer Fiſcherei-Ordnung für die Binnen⸗Gewäſſer in der 
Provinz Preußen, haben Wir zuvörderſt Unſerem Staatsrath, welcher darüber noch nicht 
gehört worden, vorlegen laſſen und müſſen Uns daher die definitive Entſchließung dar⸗ 
über einſtweilen vorbehalten. 

19. Die Vorſchläge, welche Unſere getreuen Stände zur Ergänzung und Abán: 
derung der ihnen zur Begutachtung vorgelegten Fiſcherei-Ordnungen für das friſche 
und für das kuriſche Haff in den Denkſchriften vom 6. April c. niedergelegt haben, 
um der Verminderung des Fiſchbeſtandes in beiden Gewäſſern entgegenzuwirken und 
dieſe wichtige Nahrungs- und Erwerbsquelle ergiebiger zu machen, ſollen bei der ferneren 
Bearbeitung beider Geſetze in ſorgfältige Erwägung gezogen werden. Die befürwortete 
Beſtimmung, daß die Oberfiſchmeiſter für beide Haffe von der Regierung in Königs: 
berg zu ernennen, daß jedem ein beſtimmter Wohnſitz anzuweiſen und keiner von ihnen 
ein Nebenamt bekleiden dürfe, iſt jedoch nicht zur Aufnahme in die als Geſetze zu emani⸗ 
renden Fiſcherei⸗Ordnungen geeignet. Jene Beſtimmung wird nach Orts- und perſönlichen 
Verhältniſſen modifizirt werden müſſen und bleibt deshalb der Verwaltung vorbehalten. 

20. Die Vorſchläge Unſerer getreuen Stände über die zur Erleichterung der 
Steuerpflichtigen vom Jahre 1843 an zu ergreifenden Maßregeln werden bei den weite⸗ 
ren Erörterungen über dieſen Gegenſtand ihre Berückſichtigung finden. 

21. Auf den Antrag Unſerer getreuen Stände genehmigen Wir, daß von der 
Reviſion des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts, ſofern nicht hinſichtlich einzelner Wore 
ſchriften deſſelben eine Abänderung durch beſondere Verordnungen nothwendig erachtet 
werden ſollte, jetzt Abſtand genommen, nach beendigter Reviſion des Allgemeinen Land⸗ 
rechts aber ein anderweitiger Entwurf des revidirten Oſtpreußiſchen Provinzialrechts Un: 
ſeren getreuen Ständen vorgelegt und dabei auf deren Anträge Rückſicht genommen werde. 

Dabei wird auch in weitere Erwägung kommen, ob die nachgeſuchte Vereinigung 
des Oſtpreußiſchen und des Weſtpreußiſchen Provinzialrechts in ein Provinzial⸗Geſetz⸗ 
buch ausführbar und angemeſſen iſt. 
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In Erwägung der vorgetragenen Verhältniſſe in dem weſtlichen Theile Unſeres 
Königreichs Preußen haben Wir befohlen, daß mit der Abfaſſung eines Provinzial⸗ 
Geſetzbuches für Weſtpreußen, unter möglichſter Berückſichtigung der ſtändiſchen Anträge, 
ſofort vorgeſchritten werde. . 

Hinſichtlich des Lauenburg-Bütowſchen Kreiſes iſt bereits die Anordnung ge: 
troffen, daß das Gutachten Unſerer getreuen Stände über das Weſtpreußiſche Pro⸗ 
vinzialrecht und die Verhandlungen des Pommerſchen Provinzial: Landtages über das 
Pommerſche Provinzialrecht dem Lauenburg-Bütowſchen Kreistage zur Erklärung 
vorgelegt werden. 

Was die nach dem Wunſche des Provinzial-Landtages vom Jahre 1837 Unferen 
getreuen Ständen wieder vorgelegten Verhandlungen über den Entwurf eines Geſetzes 
wegen der Erbfolge in Rittergüter betrifft, ſo genehmigen Wir, daß dieſem Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfe keine weitere Folge gegeben werde. 

22. Die Bereitwilligkeit, mit welcher Unſere getreuen Stände über Errichtung der Beopingiat-Ieven 
Provinzial: Irren=Anftalten und über Aufbringung der dazu erforderlichen Koſten Be⸗ 
ſchluß gefaßt haben, hat Uns bewieſen, wie ernſtlich ihnen an der Abhülfe des als 
dringend anerkannten Bedürfniſſes gelegen iſt. 

Auf die Uns vorgelegten einzelnen Erklärungen und Anträge ertheilen Wir fol⸗ 
genden Beſcheid: 

A. betreffend die Anlage und nähere Beſtimmung der Irren-Anſtalten, ſo ge⸗ 
nehmigen Wir: 

a, die Errichtung von zwei Seren» Heil: und Pflege » Anftalten, die eine für die Nes 
gierungs⸗Bezirke Königsberg und Gumbinnen, die andere fuͤr die Regierungs⸗ 

Bezirke Marienwerder und Danzig; 

b. die unentgeltliche Aufnahme der unvermögenden Irren; ſo wie 

c. einer beſtimmten Anzahl von gemüthskranken Militairs, in Gemäßheit der Ordre 
vom 15. Mai 1829. 

B. Die Aufbringung der Koſten anlangend, ſo finden Wir 

a. die von Unſeren getreuen Ständen beſchloſſene Verwendung des ganzen Donativs 
zu vorliegendem Zwecke, und j 

b. die Art der Vertheilung dieſer Summe, fo wie 

c. der von Uns ihnen in Unſerer Propoſition überwieſenen Grundſtücke, Revenüen 
und Kapitalien für beide Anſtalten und Bezirke angemeſſen und ertheilen ſowohl 
dieſen Beſchlüſſen, als auch 
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d. dem Anerbieten, zur Deckung der außerdem noch erforderlichen Bau- und Ein: 
richtungskoſten für die Irren-Anſtalten in jedem Jahre 30,000 Rthlr., und zwar 
20,000 Rthlr. von den Regierungs- Bezirken Königsberg und Gumbinnen, 
10,000 Rthlr. von denen zu Marienwerder und Danzig aufzubringen, nebſt dem 
Antrage wegen jeweiliger Deponirung der eingehenden Summen, Unſere Zuſtimmung. 

C. Betreffend die Bitte Unſerer getreuen Stände, ihnen das unbenutzte Schloß 
zu Heilsberg nebſt dazu gehörigem Garten zur Fundirung der Irren-Anſtalt für die 
Bezirke Königsberg und Gumbinnen anweiſen zu laſſen, ſo können Wir darüber nicht 
eher einen Beſchluß faſſen, als bis die desfallſige, mit dem Biſchof von Ermland an⸗ 
zuknüpfende Verhandlung zu einem beſtimmten Reſultate geführt hat und durch Sach⸗ 
verſtändige ein entſchiedenes Urtheil darüber vorbereitet iſt: ob Gebäude und Lokalität 
zur Fundirung einer Irren⸗Heil⸗ und einer Irren⸗Pflege-Anſtalt in einem ſolchen 
Grade geeignet ſind, daß daſelbſt ohne verhältnißmäßig zu große Koſten gegen einen 
Neubau ein ſo wichtiges Inſtitut zweckmäßig wird hergeſtellt werden können. Ueberdies 
geben Wir Unſeren getreuen Ständen zu erwägen, daß Wir in Unſerer Propoſition 
denſelben die Gebäude und Fonds der Irren-Anſtalt zu Königsberg unter Vorausſetzung 
der Errichtung einer Anſtalt in der Nähe der Haupt- und Reſidenzſtadt zugeſichert 
hatten. Auch wird es einer wiederholten ſorgfältigen Erwägung Unſerer getreuen 
Stände bedürfen, ob die Vortheile, worauf die günſtige Lage des Schloſſes Heilsberg, 
in der Mitte der Provinz, Ausſicht giebt, denen gleich ſtehen, welche von dem Neubau 
einer Irren-Anſtalt auf einem ruhig gelegenen Terrain in der Nähe von Königsberg 
für die Direction der Anſtalt, für die Bildung der Aerzte und für die Wiſſenſchaft, 
außer den unmittelbaren Zwecken der Anſtalt, ſich erwarten laſſen. 

D. Der Wahl des Ortes für die Weſtpreußiſche Irren-Anſtalt ſehen Wir noch 
entgegen, wie denn auch die Erklärung der Stadt Danzig über ihren Anſchluß an den 
Provinzial: Verband zu erwarten iff. 

Endlich genehmigen Wir gern, daß Unſere getreuen Stände ihre perpetuirlichen 
Land⸗Armen⸗Kommiſſionen beauftragt haben, von der Verwaltung des für die Irren-An⸗ 
ſtalten zu ſammelnden Fonds Kenntniß zu nehmen, fic) auch aller vorbereitenden Mag: 
nahmen in Betreff der Anlagen derſelben zu unterziehen und dahin mitzuwirken, daß der 
nächſte Landtag ſich in den Stand geſetzt ſehe, alle noch erforderlichen Beſtimmungen zu 
treffen, damit demnächſt unverzüglich mit dem Bau der Anſtalten begonnen werden könne. 

Zu allen Verhandlungen mit den Land-Armen⸗Kommiſſionen haben Wir Unſeren 
Staats⸗Miniſter, Ober-Präſidenten v. Schön, ermächtigt. 


— 9 — 


23. Die Bemerkungen zu dem Entwurfe einer Verordnung über die Befugniß feen aber 
der Kreisſtände, Ausgaben zu beſchließen und die Kreis-Eingeſeſſenen dadurch zu ver- 3 beſchließen. 
pflichten, werden bei der ferneren Berathung in Erwägung genommen werden. Zur 
Prüfung der in Bezug auf die Vertretung der Landgemeinden in den Kreis-Verſamm⸗ 
lungen gemachten Anträge, haben Wir eine nähere Feſtſtellung der faktiſchen Verhältniſſe 


angeordnet, nach deren Beendigung Wir Uns die weitere Beſchlußnahme vorbehalten. 


II. Petitionen. 


1. Die Berathung der von e getreuen Ständen in Anregung gebrachten mehſerer ate. 

Geſetze: 
1. des Geſetzes über die Verpflichtung zur Aufnahme neu anziehender Perſonen und 
zur Armenpflege, 
2. des Gewerbe⸗Polizei⸗Geſetzes, 
3. der allgemeinen Wege-Ordnung, 
4. der Verordnung wegen Benutzung der Gewäſſer, 
der Schulordnung für den Elementar⸗Unterricht, 
6. der Anordnungen wegen Verbeſſerung der ländlichen Polizei im Wen Bezirk 
Gumbinnen, und 
7. der Verordnung wegen der Kriminal⸗Koſten, 
wird, Unſerer Beſtimmung gemäß, ſo weit es die Verhältniſſe geſtatten, beſchleunigt 
werden. 

2. Den Antrag, die in den Kirchſpielen Trempen, Dombrowken und Jodlauken pace ber Bit 
liegenden Rittergüter von dem altſtändiſchen Kreiſe Raſtenburg zu trennen und fie den si N en 
Kreiſen Darkehmen und Inſterburg, zu denen fie der adminiftrativen Eintheilung nach "und Joblauken. 
gehören, auch in ſtändiſcher Beziehung zu überweiſen, ſind Wir, unter den angeführten 
Verhältniſſen, zu genehmigen geneigt. Da jedoch die Petition der in jenen Kirchſpielen 
belegenen Landgemeinen nicht erwähnt, die Veränderung der ſtändiſchen Verhältniſſe aber 
nicht auf die Rittergüter zu beſchränken, ſondern auf die in gleicher Lage befindlichen 
Landgemeinen auszudehnen ſeyn wird, ſo haben Wir angeordnet, daß über dieſen Punkt 
mit dem ſtändiſchen Ausſchuſſe der Provinz Preußen baldigſt Rückſprache genommen 
werde, und behalten Uns, nach Eingang ſeiner Erklärung die weitere Beſchlußnahme vor. 

3. Aus dem Antrage Unſerer getreuen Stände wegen der wünſchenswerthen Be⸗ en ſel. 
feſtigungen am rechten Weichſel⸗Ufer, haben Wir mit Wohlgefallen den Ausdruck ihrer ee 
ehrenwerthen treuen Geſinnungen und die daraus hervorgegangene Anregung eines Be⸗ 
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dürfniſſes erſehen, welchem felbft unter den Segnungen des Friedens und bei dem glück⸗ 
lichen Beſtehen inniger Freundſchaftsbande mit den benachbarten Staaten entſprechende 
Aufmerkſamkeit gebührt. Wir werden daher die ſchon früher über dieſen Gegenſtand 
angeſtellten Ermittelungen wieder aufnehmen und mit der nöthigen Berückſichtigung aller 
dabei einwirkenden Verhältniſſe weiter führen laſſen. 

Was die Erbauung einer feſten ſtehenden Brücke über den Weichſelſtrom anlangt, 
ſo halten Wir dieſe für ſehr wünſchenswerth, um die Provinz in einer ſtetigen Ver⸗ 
bindung mit dem Mittelpunkt der Monarchie zu erhalten und die gegenſeitigen Beziehun⸗ 
gen, namentlich für den induſtriellen Verkehr, zu erweitern. Es iſt nur die Frage: ob 
die Lokal⸗Verhältniſſe überall die Anlegung eines ſolchen Werkes geſtatten und welcher 
Koſten⸗Aufwand dazu erforderlich ſeyn würde. Vor einer weiteren Beſchlußnahme haben 
Wir Unſerem Miniſter der Finanzen und des Handels die desfalls nöthige Unterſuchung 
aufgetragen. 

4. Was die Petition Unſerer getreuen Stände, um Aufhebung des Zwanges zur 
Publikation öffentlicher Anzeigen durch die Intelligenzj⸗Blätter, betrifft, fo find die bereits 
früher angeordneten kommiſſariſchen Erörterungen wegen dieſer Angelegenheit, wobei 
neben vielen anderen Intereſſen auch die Einkünfte des Potsdamſchen Militair-Waiſen⸗ 
hauſes weſentlich betheiligt ſind, ſo weit gediehen, daß über die Zuläſſigkeit einer den 
Wünſchen der Stände entgegenkommenden Abänderung der jetzt beſtehenden Einrichtung 
in einiger Zeit definitiver Beſchluß wird gefaßt werden können. : 

5. Die Revifion der beftehenden Vorſchriften über die Prozeßkoſten und die Auf⸗ 
ſtellung einfacher Normen bei deren Anſatz und Einziehung iſt bereits von Uns ange⸗ 
ordnet; die Einleitungen hierzu find getroffen und die gutachtlichen Berichted er Landes: 
Juſtiz⸗Kollegien erfordert worden. Es wird dabei näher erwogen werden, in wie weit 
ſich der Antrag um Aufhebung der Beſtimmung, wonach die Koſten eines Kontumazial⸗ 
Erkenntniſſes von dem Kläger vorſchußweiſe zu zahlen ſind, berückſichtigen läßt. 

Dagegen müſſen Wir dem Antrage, bet Erecutions- Vollftredungen, wenn der 
Schuldner zahlungsunfähig iſt, die Koſten nicht von dem Executionsſucher zu erfordern, 
ſondern fie niederzuſchlagen, Unfere Zuſtimmung verſagen, da eine ſolche Anordnung 
unabläſſige Executions⸗Verfolgungen von Seiten der Gläubiger hervorrufen und den 
Staatskaſſen eine neue große Laſt aufbürden würde. — Es iſt die Sache jeden Gläu⸗ 
bigers, bei Execution in das Vermögen ſeines Schuldners, zu erforſchen, ob derſelbe 
Executions⸗Gegenſtände beſitzt, und wenn ſich bei der Vollſtreckung der Execution findet, 
daß dies nicht der Fall iſt, die Koſten, die durch feinen Executions⸗Antrag veranlaßt 


worden find, unter Vorbehalt der Wieder-Cingiehung von dem Schuldner, wenn er zu 
befferen Vermögens-Umſtänden gelangt, vorzuſchießen. Auf den Antrag, die Vorſchrift 
der Ordre vom 13. Dezember 1836 dahin zu erweitern, daß bei der Vollſtreckung von 
Executionen auch den Männern das nothwendige Bettwerk gelaſſen werde, einzugehen, 
ſind Wir geneigt und haben befohlen, daß der Entwurf einer Verordnung über dieſen 
Gegenſtand den ſämmtlichen Landtagen bei ihrer nächſten Zuſammenkunft vorgelegt werde. 

6. Der Vorſchlag Unſerer getreuen Stände, dem ſchiedsmänniſchen Inſtitute da- Schiedsmänner. 
durch eine ausgedehntere Wirkſamkeit beizulegen, daß kein Bagatell⸗Prozeß von den 
Gerichten eingeleitet werde, bevor nicht der Kläger nachgewieſen, daß er ſich zum Ver 
ſuch der Sühne bei einem Schiedsmann gemeldet habe, bedarf einer ſorgfältigen Er⸗ 
wägung. Aus der beiliegenden Denkſchrift Unſeres Juſtiz⸗Miniſters ergiebt ſich, daß die 

Ps gegenwärtige Behandlung der Bagatelle und Injurien-Prozeſſe zufriedenſtellend und zu 
einer Aenderung dieſes Zuſtandes kein praktiſches Bedürfniß vorhanden iſt, imgleichen, 
daß durch die vorgeſchlagene Erweiterung der ſchiedsmänniſchen Wirkſamkeit ein ſehr be⸗ 
deutender Zuwachs an Arbeiten für die Schiedsmänner entſtehen würde. 

Wir haben indeß bereits eine Berathung über dieſen Gegenſtand angeordnet, und 
behalten Uns die weitere Beſchlußnahme darauf vor. 

7. Die Gründe, aus welchen Unſere getreuen Stände darauf antragen, daß das Weſcheltener der 
ſtädtiſche Bürgerrecht an beſcholtene Perſonen in Zukunft nicht ertheilt, die bürgerlichen tren 
Verhältniſſe dieſer Perſonen aber geſetzlich näher feſtgeſtellt werden, erkennen Wir als 
richtig an und haben den Entwurf einer desfallſigen Verordnung angeordnet. 

8. Dem Antrage, in den Straf- und Beſſerungs-Anſtalten Arbeiten einzuführen, PS. std ine 
durch welche der Körper angeftrengt wird, iſt in Bezug auf die Anſtalt zu Infterburg fatten. 
durch eine Anorduung Unſeres Miniſters des Innern bereits entſprochen worden. 

Dieſe Anordnung, welche ſchon in den allgemeinen Beſtimmungen über die Voll⸗ 
ſtreckung der Arbeitshaus- oder Zuchthausſtrafe ihre Begründung findet, wird auch den 
Directionen der übrigen Straf-Anftalten in Erinnerung gebracht werden, um fie, fo weit 
die Verhältniſſe und die Lokalität es geſtatten, ebenfalls zur Anwendung zu bringen. 


9. Ueber den Antrag wegen Wiederverleihung der Polizeigerichtsbarkeit an die ber 
ar A 
Rittergutsbeſitzer im Kulm: und Michelauiſchen Lande find nähere Ermittelungen eingeleitet tergutsbeſtzer im 


Kulm⸗ und Miche⸗ 
worden, nach deren Beendigung Unſere getreuen Stände weiteren Beſcheid zu erwarten MES 
haben. 

10. Ob die in Gemäßheit des $. 35. des Gefeges vom 8. April 1823 ermittelten und nen 


» und 


im Kulm 
durch das Publikandum vom 31. Dezember 1825 veröffentlichten Normalſätze angemeſſene Ggelauer Lande. 
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maxima und minima für die Abſchätzung der Dienfte in dem vormals Kulm⸗ und 
Michelauiſchen Kreife enthalten, tft ſchon anderweit zur Frage gekommen, und find be: 
reits Einleitungen dazu getroffen, um dieſe Normalſätze einer Reviſion durch Sachver⸗ 
ſtändige, unter Zuziehung von Deputirten der betheiligten Gutsbeſitzer, zu unterwerfen. 
— Dem Antrage, die Normalſätze durch dieſe Deputirten feſtſtellen zu laſſen, können 
Wir aber nicht Statt geben, weil dadurch die Vertretung des dienſtpflichtigen Standes 
ausgeſchloſſen werden würde. Auch die ähnlichen Feſtſetzungen nach der Ordre vom 
17. Februar 1838 find nicht durch die Diſtrikts-Kommiſſionen, ob dieſe gleich aus De: 
putirten beider Stände, unter Leitung eines Abgeordneten der General-Kommiſſion zu— 
ſammengeſetzt waren, ſondern nur nach Anhörung ihrer Anſichten und Gründe durch 
das Miniſterium des Innern erfolgt. 


Bau ⸗Konſenſt - 11. Der Bitte um Aufrechthaltung der provinzialrechtlichen Beſtimmungen über 
die Nachſuchung polizeilicher Bau-Konſenſe haben Wir bereits gewillfahrt. Unſerem 
Befehle gemäß iſt durch die Amtsblätter zur öffentlichen Kenntniß gebracht worden, daß, 
bis zur anderweitigen geſetzlichen Anordnung, die im Zuſatz 8. des Oſtpreußiſchen Provinzial⸗ 
Rechts enthaltene Beſtimmung auch ferner zur Anwendung kommen ſoll, nach welcher 
die Eigenthümer ſolcher ländlichen Beſitzungen, die zu den bäuerlichen nicht gehören, der 
nach $. 69. Tit. 8 Th. I. des allgemeinen Landrechts erforderlichen polizeilichen Er: 
laubniß zur Errichtung neuer oder Verlegung alter Feuerſtellen nicht bedürfen. 


e ar 12. Den Antrag Unſerer getreuen Stände, die durch Verfügung Unſeres Finanz⸗ 
MRS Miniſters vom 8. April 1840 angeordnete Auslegung der Art. 5 und 6 des Remiſſions⸗ 


Reglements vom 23. Mai 1779 wieder aufzuheben, können Wir als begründet nicht 
anerkennen. Die Beſtimmung des gedachten Reglements, der zufolge, wenn auf einer 
Beſitzung mehrere Scheunen und Ställe vorhanden ſind, und dieſe ſämmtlich abbrennen 
oder neu gebaut werden, nur die Remiſſion für eine Scheune und einen Stall be— 
willigt werden foll, ift nicht blos beim gleichzeitigen, ſondern auch beim fucceffiven Ab: 
brennen oder Neubau der mehreren Gebäude maßgebend. Daraus aber folgt, daß beim 
Abbrennen oder Wiederaufbau eines der mehreren Gebäude nicht die volle reglements⸗ 
mäßige Remiſſion, ſondern nur ein gewiſſer Theil derſelben zu gewähren, und der letztere, 
wie die Verfügung vom 8. April 1840 vorſchreibt, nach dem Verhältniß des abgebrann⸗ 
ten oder wieder aufgebauten Gebäudes zu dem ganzen vorhandenen Scheunen⸗ oder 
Stallraum abzumeſſen iſt. Si 
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Branntwein Ber⸗ 13. Die Anträge Unſerer getreuen Stände wegen Beſchränkung des Branntwein 


kaufs. 


Verkaufs im Kleinen werden bei der eingeleiteten Reviſion der in der Ordre vom 
7. Februar 1835 enthaltenen Beſtimmungen in Erwägung genommen werden. 


14. Wenn Unſere getreuen Stände die Bildung einer abgeſonderten Verwaltungs⸗ Handel, Minifte 
Behörde für Handel und Gemerbe, bei deren Zuſammenſetzung ſowohl auf das land⸗ 
wirthſchaftliche Gewerbe, als auf die Verhältniſſe des Seehandels Rückſicht zu nehmen 
wäre, in beſonderem Bezug auf die Provinz Preußen beantragen, ſo machen Wir die⸗ 
ſelben darauf aufmerkſam, daß bei der Organiſation Unſerer Central-Behörden allge: 
meine Rückſichten maßgebend fein müſſen. 


15. Auf den die Beſtimmung $, 3. NF 2. des Geſetzes vom 5. Juni 1823 Borlegung von 
betreffenden Antrag geben Wir Unſeren getreuen Ständen zu erkennen, daß es Unſere ig aie 
landesväterliche Abſicht iſt, über alle Geſetze, welche Veränderungen in den Steuern 
zum Gegenſtand haben, die Stimme der Provinz jederzeit inſoweit zu vernehmen, als 
Wir dies mit den allgemeinen Intereſſen Unſeres Landes und den durch den Zoll-Verein 


herbeigeführten Verhältniſſen irgend verträglich halten. 


16. Auf den Antrag Unſerer getreuen Stände, den Städten der dortigen Pro- Kompetenzgelder. 
vinz, welche ihre Hülfsbedürftigkeit nachzuweiſen vermögen, die früher aus der Staats⸗ 
Kaſſe unter der Benennung „Kompetenzgelder“ bezogenen Zuſchüſſe als Gnadengeſchenk 
ferner zu belaſſen, können Wir nicht eingehen, vielmehr muß es in Rückſicht derſelben 
lediglich bei dem in dem Landtags⸗Abſchiede vom 28. Oktober 1838 ertheilten Beſcheide 
ſein Bewenden haben. Unſere getreuen Stände werden die landesväterliche Huld nicht 
verkennen, mit welcher des hochſeligen Königs, Unſeres in Gott ruhenden Herrn Vaters 
Majeſtät durch die Ordre vom 14. November 1835, nachdem 26 Jahre ſeit Emanation 
der Städte⸗Ordnung und der ausgeſprochenen Verpflichtung jeder Stadt, die Bedürf⸗ 
niſſe ihres Gemeinweſens ſelbſt aufzubringen, verfloſſen waren, die allmälige Einziehung 
der Kompetenzen während eines zehnjährigen Zeitraums angeordnet und mit ſchonender 
Milde ein Verhältniß gelöſt haben, das längſt als unangemeſſen erkannt war. 
17. Auf den Antrag, die mit Taback bepflanzten Grundſtücke, Behufs der Tabad- Steuer. 
Tabacks⸗Steuer, blos ihrer Lage und nicht ihrer Größe nach angeben zu dürfen, kann 
nicht eingegangen werden. Denn eine amtliche Nachmeſſung wird nur da vorgenommen, 
wo die Richtigkeit der von dem Tabacks⸗Pflanzer angegebenen Größe erhebliche Zweifel 
erregt. Jeder Pflanzer kann aus eigener Kenntniß der von ihm benutzten Grundflächen 
mit Leichtigkeit die Größe derſelben mit dem geſetzlichen Spielraum von 6 J] Ruthen 


Chauſſeebau. 
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bis auf ½0 der ganzen Fläche, ohne ſtraffällig zu werden, richtig angeben. Dagegen 
würde eine alljährlich vorzunehmende ſteuerliche Ermittelung und Vermeſſung der mit 
Taback zu bepflanzenden Flächen weitläufig und koſtbar werden. Indeſſen ſoll in nähere 
Erwägung genommen werden, ob nicht die Strafe wegen Steuer-Defraudation erſt 
dann anzuwenden iſt, wenn fich ein größerer, als der WE 7. der Ordre vom 29. März 
1828 angenommene Unterſchied zwiſchen dem angegebenen und dem befundenen Flächen⸗ 
maß ergiebt. 

18. Auf den Antrag, den von dem Provinzial-Landtage des Jahres 1834 vor: 
gelegten Straßenbau⸗Plan feſtzuſtellen, und ſomit ſchon jetzt diejenigen Straßen zu bes 
zeichnen, welche in der Folge auf Koſten des Staats chauſſirt werden ſollen, tragen 
Wir einzugehen Bedenken, da die Reihenfolge der in der Provinz Preußen auszubauen⸗ 


den Straßen durch das im Laufe der Zeit ſich verändernde Bedürfniß des Verkehrs be⸗ 


ſtimmt werden muß. Es bedarf aber auch einer ſolchen Feſtſtellung nicht, da die wich— 
tigſten Landſtraßen der Provinz bereits auf Koſten des Staats ausgebaut ſind, und 
Wir, inſofern ſich zum Ausbau einzelner, der in jenem Verzeichniß enthaltenen noch nicht 
chauſſirten Straßen Vereine bilden ſollten, dergleichen Unternehmungen durch Bewilli⸗ 
gung von Prämien, ſo weit es mit Rückſicht auf den Staats-Haushalt und auf die 
für dieſen Verwaltungszweig anderweitig zu verwendenden Geldmittel geſchehen kann, 
zu befördern geneigt ſind. Auch wollen Wir, nach den jedesmal zu erfordernden Vor⸗ 
ſchlägen Unſeres Ober-Präſidenten, einen Prämienſatz bis zu 10,000 Kthlr. für die 
Meile in der Art zuſichern, daß unter mehreren Chauſſee-Bauten in der Regel dem⸗ 
jenigen, welcher mit einem geringeren Zuſchuß für die Meile zu Stande gebracht werden 
kann, der Vorzug zu geben iff, Unſer Ober⸗Präſident wird mit der Bildung der Ver⸗ 
eine, mit der Feſtſtellung ihres Verhältniſſes zum Staate und mit der oberen Leitung 
der Bauten, nach ihm noch näher zu gebender Anweiſung, beauftragt werden, und die 
Bedingungen für die einzelnen Prämien⸗Bauten demnächſt zur öffentlichen Kenntniß 
bringen. a 

Wir tragen jedoch, da es für jetzt noch an zureichender Erfahrung fehlt, Bedenken, 
für eine im Voraus beſtimmte Reihe von Jahren den beantragten Prämien-Fonds 
zuzuſichern, und können den Betrag von 50 pt, des Bau⸗Anſchlages als ein Mini⸗ 
mum der zu zahlenden Prämie aus bewegenden Gründen nicht bewilligen. Sollten 
ſich dergleichen Vereine für Straßen, deren Chauſſirung im allgemeinen Intereſſe nöthig 
erachtet werden ſollte, nicht bilden, ſo werden Wir, ſo weit es jene Rückſicht zuläßt 
und wenn die betheiligten Grundbeſitzer und Gemeinen die zur Anwendung kommenden 
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allgemeinen Bedingungen wegen der von ihnen zur Beförderung des Chauſſee-Baues 
zu übernehmenden Leiſtungen zu erfüllen bereit ſind, dergleichen Bauten auf Koſten des 
Staats ausführen laſſen. Ob jetzt vorzugsweiſe das Bedürfniß eines Chauſſee⸗Baues 
bei Neuenburg vorliege, wird von den Behörden erörtert werden, und behalten Wir 
Uns deshalb Unſere weitere Beſtimmung vor. 


19, Die von Unferen getreuen Ständen in der Denkſchrift vom 9. April c.) Senkung von 
wieder angeregten Projekte zur Senkung des Waſſerſpiegels in dem Mauer- und dem 
Spirding⸗See, um dadurch Wieſen⸗Terrain zu gewinnen und dem Futtermangel in jener 
Gegend abzuhelfen und zur Kanal-Verbindung zwiſchen dem Drewenz⸗ und dem Drauſen⸗ 

See, um eine Schifffahrts-Verbindung zu erhalten, find nicht aus den Augen ver: 
loren worden. 


Nachdem rückſichtlich des erſten Gegenſtandes die hydrotechniſchen Vorarbeiten be⸗ 
reits vollendet find, ift das Staats⸗Miniſterium mittelſt beſonderer Ordre vom 7. Mai c. 
veranlaßt worden, die erforderlichen weiteren Vorarbeiten möglichſt zu beſchleunigen, und 
ſind die Einleitungen hierzu auch bereits getroffen. Ebenſo wird Seitens der Behörden 
auf eine Vervollſtändigung der Vorarbeiten für die Ausführung des Kanals zwiſchen 
den zuletzt genannten beiden Seen eifrig hingewirkt, und ſoll, ſobald dieſelbe erfolgt ſein 
wird, mit der ſpeziellen Veranſchlagung der Koſten vorgegangen werden. 

Rückſichtlich beider Unternehmungen kommt es beſonders auf umſichtige Erörterung 
der Lokal⸗Verhältniſſe an, um überzeugend beurtheilen zu können, ob die durch die 
Ausführung der Arbeiten mit Wahrſcheinlichkeit zu erwartenden Vortheile in einem 
richtigen Verhältniſſe mit den Koſten derſelben ſtehen, und ob die Verluſte fo wie die 
vorherzuſehenden Entſchädigungs⸗Anſprüche der etwa vorhandenen Stauungs⸗ und 
Nutzungs⸗ Berechtigten nicht die Vortheile überſteigen, welche für Andere zu erlangen 
ſind. Auch kommt es auf eine Erörterung der Frage an: ob und in welchem Maße 
diejenigen, welche bei der Ausführung beider Unternehmungen beſondere Vortheile zu er⸗ 
warten haben, ſich zur Uebernahme eines Theils der ſehr beträchtlichen Koſten, ſei es 
zunächſt auch nur durch Entſagung von Entſchädigungs-Anſprüchen oder Uebernahme 
der Verbindlichkeit, diefelben, fo weit fie von Anderen erhoben werden möchten, zu be: 
ſeitigen, bereitwillig finden laſſen? In dieſer Beziehung wird Unſer Ober⸗Präſident 
das Erforderliche veranlaſſen. 

Die Entſcheidung über die wirkliche Ausführung beider Unternehmungen muß 
aber vorbehalten bleiben, bis die Ergebniſſe dieſer Ausmittelungen vorliegen werden. 
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Zur Förderung der Landes-Kultur wird inzwiſchen durch die allmälige Trocken⸗ 
legung anderer dazu ſchon geeignet befundener Seen, wie z. B. des Staßwinner und 
des Kruglinner Sees und deren Meliorationen zu Wieſen hingewirkt und es ſteht zu 
erwarten, daß dadurch für mehrere Gegenden, welche geringen Boden haben, weſentliche 
Vortheile erwachſen werden. 


Lotterie 20. Durch die inmittelſt von Uns erlaſſene und durch die Geſetzſammlung pu: 
blizirte Ordre vom 21. Juli ſind Wir den Wünſchen Unſerer getreuen Stände inſoweit 
bereits entgegengekommen, als es ohne Aufhebung der Lotterie, welche nach den beſte⸗ 
henden Verhältniſſen für jetzt unausführbar iſt, möglich erſcheint. 


Sundzoll. 21. Die Beſchwerden Unſerer getreuen Stände über den Sundzoll und das bei 
Erhebung deſſelben zur Anwendung kommende Verfahren haben einſtweilen theilweiſe 
dadurch Erledigung gefunden, daß der Zoll nach einem ermäßigten Tarife erhoben wird, 
welcher auch den unter Preußiſcher Flagge durch den Sund gehenden Waaren zu Statten 
kommt. Da die Verhandlungen über den Gegenſtand noch nicht beendigt ſind, ſo iſt 
deren Erfolg abzuwarten. Es wird dann eine nähere Erwägung der Verhältniſſe flatt- 
finden, welche früherhin einen Erlaß von 2½ pt. des Eingangszolls von den über 
Stettin eingehenden Waaren zur Folge hatten, und wird bei dieſer Veranlaſſung die Be⸗ 
ſchwerde über Beeinträchtigung des Handels der Städte der Provinz Preußen durch die 
der Stadt Stettin gewährten Vortheile in weitere Berückſichtigung genommen werden. 

Lohnfuhr⸗Abgabe. 22. Der Antrag Unſerer getreuen Stände, die Abgabe von Perſonenfuhren der 
Miethskutſcher aufzuheben, findet darin feine Erledigung, daß nach Unſerem Beſchluſſe 
vom 6. Auguſt d. J. die gedachte Abgabe vom 1. Januar 1842 ab, aufgehoben 
werden ſoll. 

Giementar Unter 23. Die von Unferen getreuen Ständen Uns vorgelegte Denkſchrift über die 
Mängel des Unterrichts in den Landſchulen, hat Unſeren Miniſter der geiſtlichen, Unter⸗ 
richts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten veranlaßt, über den gegenwärtigen Zuſtand des 
Volksſchulweſens der dortigen Provinz ausführliche Berichte von den Regierungen ein⸗ 
zuziehen. Es hat ſich aus denſelben ergeben, daß, wenngleich die Erfolge des Unter⸗ 
richts im Allgemeinen als befriedigend bezeichnet werden müſſen, und der Zweck des Un⸗ 
terrichts und der Erziehung in denjenigen Schulen, welchen die in den Seminarien und 
außer denſelben genügend ausgebildeten Lehrer vorgeſetzt find, meiſtens vollſtändig erreicht 
wird, doch in einzelnen Schulen die von Unſeren getreuen Ständen bemerkten Mängel 
wahrgenommen werden. 


ce |, 


Inſoweit dieſen Uebelſtänden durch die Vereinfachung des Lehrplans und eine 
forgfáltige, vor Mißgriffen ſchützende Beaufſichtigung der Lehrer abgeholfen werden kann, 
find die erforderlichen Verfügungen von Unſerem Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts 
und Medizinal Angelegenheiten bereits erlaſſen. 

Die Schulvorſtände, Schul⸗Inſpektionen und betreffenden Regierungen werden es 
fic) angelegen fein laſſen, dieſen Verfügungen überall Folge zu geben, und es gern ſehen, 
wenn Gerichtsherren und Patrone auf die von ihnen wahrgenommenen Mängel zu 
rechter Zeit aufmerkſam machen, und auch ihrerſeits zur Abſtellung derſelben mitwirken. 


Auf dieſem Wege wird der von Unſeren getreuen Ständen beabſichtigte Zweck 
ſicherer erreicht werden, als durch die von ihnen angetragene Niederſetzung einer ge⸗ 
miſchten Kommiſſion. 

Wir erkennen indeß die beſondere Theilnahme, welche Unſere getreuen Stände dem 
Schulweſen der Provinz widmen, beifällig an, und zweifeln nicht, daß ſie, ſo weit ſie 
ſich dazu irgend in der Lage befinden, die Beſtrebungen der Behörden nach Kräften 
unterſtützen und eifrigſt mitwirken werden, um der Jugend in den Landſchulen der Pro⸗ 
vinz den Segen einer tüchtigen, den Geiſt für ihre künftigen Lebensverhältniſſe wahrhaft 
ausbildenden chriſtlichen Erziehung und Unterweiſung mehr und mehr zu ſichern. Das 
Ergebniß der Unterſuchung über die Einwirkung des Gymnaſial⸗ Unterrichts auf die kör⸗ 
perliche Entwickelung der Schüler wird Unſeren getreuen Ständen durch die von Uns 
verfügte Veröffentlichung der von Unſerem Minifter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinal⸗ Angelegenheiten unter dem 24. Oktober 1837 erlaſſenen Verfügung bekannt, 
der Sache ſelbſt aber fortwährende Aufmerkſamkeit gewidmet werden. 


24. Der Antrag Unſerer getreuen Stände zur Erwerbung und Einrichtung eines eige- Sunne 
nen Gebäudes für die Taubſtummen⸗Schule zu Angerburg, einen ähnlichen Zuſchuß, in Angerburg. 
wie zur Erbauung der Taubſtummen⸗Schule zu Marienburg gewährt worden iſt, aus 
allgemeinen Staats⸗Fonds zu bewilligen, behalten Wir Uns vor, zu berückſichtigen, wenn 
die Unterſuchung, mit welcher Wir Unſeren Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal⸗ Angelegenheiten beauftragt haben, die Nothwendigkeit, für die Anſtalt ein ei⸗ 
genes Haus zu erwerben, dargethan haben und zugleich feſtgeſtellt ſein wird, daß die 
zur Erwerbung und Einrichtung deſſelben erforderliche Summe nicht aus Provinzial⸗ 

Fonds zu beſchaffen ſei. 
25. Auf die Bitte Unſerer getreuen Stände, Unſerem in Gott ruhenden Herrn Stanbbito. des 
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aufſtellen zu dürfen, ift denſelben Unſere Genehmigung, wie bie wohlgefällige Anerken⸗ 
nung ihrer dadurch an den Tag gelegten dankbaren und treuen Geſinnung ſchon durch 
Unſere Ordre vom 24. März d. J. bekannt gemacht worden. 

Wir haben angeordnet, daß von demjenigen, was in Folge dieſer Reſolutionen 
weiter zu verfügen iſt, Unſeren getreuen Ständen bei ihrer nächſten Zuſammenkunft 
Nachricht ertheilt werde, und verbleiben denſelben in Gnaden gewogen. 


Gegeben Sansſouci am 7. November 1841. 


(gez.) Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. 
Rother. Graf v. Alvensleben. Eichhorn. v. Thile. 
v. Maltzan. Graf zu Stolberg. 


Denukſchrift. 
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D. Landtag der Provinz Preußen hat eine Erweiterung der Amtswirkſamkeit des 
ſchiedsmänniſchen Inſtituts in Antrag gebracht, und zu dieſem Zwecke vorgeſchlagen, eine 
Verordnung zu erlaſſen: 
daß kein Bagatell⸗Prozeß von den Gerichten eingeleitet werde, bevor nicht der 
Kläger nachgewieſen hat, daß er ſich zum Verſuch der Sühne bei einem Schieds⸗ 
manne gemeldet habe. 
Der Zuſtand der Rechtspflege in dieſem Theile der richterlichen Amtsführung iſt 
folgender: 


20 
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1840 


betrug die Zahl der in der Provinz Preußen bei den Gerichten anhängig gewefenen 


Bagatellſachen. 


nm ?⅛ wurden hiervon: 


durch 
Agnition 
oder 
Kontuma⸗ 
zial⸗ 


1) Im Bezirk des Oberlandesgerichts] Verkahrenn 1 


zu Königsberg 29,245] 8288 

£2) : Inſterburg 24,6561 4858 
3) „Marienwerder 31,947] 9112 
Summa 85,848] 22,258 


Beendigt wurden von 100 anhängi⸗ 


gen Sachen durchſchnittlich . 26 11 | 31 16 
Injurienſachen. 
1) Im Bezirk des Oberlandesgerichts 
zu Königsberg 7440 166 810 | 2869 | 1939 | 1656 
9) 2 Inſterburg 5920 171 653 2588 | 1373 | 1135 
3) „ Marienwerder 9497] 295 1054 | 3524 | 2647 | 1977 
— See VU SUVS 
Summa 22,857] 632 | 2517 | 8981 | 5959 | 4768 
Beendigt wurden von 100 anhängi⸗ 
gen Sachen durchſchnittlich . 3 | 11 39 | 26 21 
Bei den Schiedsmännern, deren Anzahl: 
im Ober⸗Landesgerichs⸗Bezirk zu Königsberg 8 . . 376 
2 nfterburg . . 196 
„Marienwerder 369 


Unbeen⸗ 
durch digt 
blieben. 
3612 — 4101 1133 
2374 9515 3961 3948 
3456 8635 5546 5198 


durch durch 
Entſa⸗ Ver⸗ Erkennt⸗ 
gung. gleich. niß. 
9442 | 26,961 | 13,608 A 13,579 


zuſammen 941 


beträgt, waren im Jahre 1839 und refp. im Jahre 1840 an Rechtsſachen überhaupt 
anhängig: 


davon wurden beendigt: 


durch Unbeen⸗ 


durch durch Ueberweiſung] digt 
Vergleich. Zurücknahme an den blieben. 
der Klage. re 
1) Im Ober: Landesgericht = Bezirk 
zu Königsberg 3419 (i. J. 1839) 2691 243 411 
2) - Snfterburg 3615 (= 1840)} 2445 375 nn 157 
3) Marienwerd. 8101 (= 1840)} 6221 FFC 266 
Summa 15,135 11, “11357 | 1474 | 1807 197 1474 1807 
Beendigt wurden von 100 anhän⸗ 
gigen Sachen. a A 75 9 12 
Im Durchſchnitt Forer auf einen 
Schiedsmann. . 16 12 179 2 My 
im Bezirk von Königsberg „ 9 7 | über 3/5 1 8 
2 2 = Snfterburg . . 18 12 2 3 
2 Marienwerder . 22 17 | 2 2. | i 


Dem Kläger ſteht gegenwärtig die Befugnig zu, jede Bagatell⸗ oder Injurien⸗ 
Sache entweder bei dem Schiedsmann oder bei dem Gerichte anzubringen. 


Die vorſtehenden Zahlen weiſen nach, daß die Kläger es vorziehen, ſich lieber 
gleich an den Richter zu wenden. 

Der gegenwärtige Zuſtand der Rechtspflege iſt ein völlig zufriedenſtellender. Der 
Umſtand, daß von 100 Bagatellſachen 16 und 

„ 100 Injurienſachen 21 
am Schluſſe des Geſchäfts-Jahres (am letzten November) unbeendigt geblieben find, 
findet darin ſeine genügende Aufklärung, daß dem Landmann erſt die Beendigung ſeiner 
landwirthſchaftlichen Arbeiten, alſo der Spätherbſt, die Muße gewährt, feine Rechts⸗ 
Angelegenheiten zu betreiben, und daß auch in dieſer Zeit die meiſten Injurien vorfallen, 
ſo daß im Monat November verhältnißmäßig mehr neue Klagen angeſtellt werden, als 
im Frühjahr und Sommer. 

Die Einführung eines Zwanges, ſich vorher an den Schiedsmann wenden zu 
müſſen, ehe der Zutritt zum Gericht geſtattet ſein ſolle, würde eine Beſchränkung der 
geſetzlich beſtehenden Freiheit der Rechtſuchenden enthalten, eine Zögerung herbeiführen 
und in Folge deſſen ſogar Verluſte veranlaſſen können. Aus dieſen Gründen iſt auch 


die Gabinets- Ordre vom 8. Febr. 1825 (Geſetzſammlung Seite 14) hervorgegangen, 
wodurch der früher im Großherzogthum Poſen beſtandene Zwang der Parteien zur An⸗ 
ſtellung des Sühneverſuchs aufgehoben, und es der freien Entſchließung des Klägers 
überlaſſen wurde, ob er ſich zunächſt an das Friedens-Gericht oder unmittelbar an das 
ordentliche Gericht des Verklagten wenden wolle. Der Staat hat den ſchiedsmänniſchen 
Verhandlungen die Gebühren- und Stempelfreiheit, und den Vergleichen der Schieds— 
männer die executiviſche Kraft beigelegt, und dadurch alles zu deren Empfehlung ge— 
than: der Vorzug einer Inſtitution vor der andern, kann aber nur durch ihre innere 
Trefflichkeit gefördert werden. Soweit es dabei auf die Gabe der Schiedsmänner zur 
Schlichtung von Rechtsſtreitigkeiten und auf das Vertrauen der Hülfeſuchenden zu ihren 
Leiſtungen ankömmt, kann durch die Geſetzgebung nicht geholfen werden. 


Berlin, den 5. October 1841. 


x (gez.) Mühler. 


heres 


Es sig. Se 


O 


